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Headline:  Kurswechsel in der Gesundheitspolitik 
 
Auswirkungen auf den Haushalt (unmittelbar erkennbar): keine 
 

 
Wortlaut des Antrages: 
 
Die Landesversammlung des FVDZ Baden-Württemberg fordert die neue Bundes-1 
regierung zu einem Kurswechsel in der Gesundheitspolitik auf. Ziel muss es sein, 2 
die Rahmenbedingungen für alle im Gesundheitswesen Tätigen zu verbessern, um 3 
trotz der gewaltigen gesellschaftlichen Veränderungen eine qualitativ hochwertige, 4 
flächendeckende Patientenversorgung zu gewährleisten. 5 
Die Sofortmaßnahmen müssen folgende zentrale Punkte beinhalten: 6 
 7 

1. Stärkung der freiberuflichen Selbstständigkeit und Förderung der Niederlas-8 
sung des zahnärztlichen Nachwuchses als zentrale Säule zahnärzt-9 
licher Berufsausübung. 10 

2. Reduzierung der überbordenden Bürokratielast und Schaffung ei-11 
nes Bürokratie-Monitorings zur Überprüfung und Vereinfachung be-12 
stehender Regelungen. 13 

3. Entbudgetierung zahnärztlicher Leistungen in der GKV und Ausweitung von 14 
Selbststeuerungsmechanismen (Selbstbehalte, Direktabrechnung). 15 

4. Beschränkung des Leistungskatalogs der GKV auf medizinisch notwendige   16 
Basisleistungen und Erhalt des Leistungsanspruchs bei der Wahl von außer-17 
vertraglichen Leistungen. 18 

5. Erhalt der funktionalen Selbstverwaltung und Beschränkung der staatlichen 19 
Einflussnahme auf die Rechtsaufsicht. Die Fachaufsicht über die Berufsaus-20 
übung obliegt den Gremien der Selbstverwaltung. 21 

6. Erhalt der privaten Vollversicherung und Einführung einer gesetzlichen Ver-22 
pflichtung zur regelmäßigen Anpassung des Punktwertes der Gebührenord-23 
nung an die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. 24 

7. Schnelle Umsetzung der Forderung des Koalitionsvertrages: Regulierung 25 
des Marktzugangs von iMVZ, Transparenzschaffung und Abbau von Wettbe-26 
werbsnachteilen der Niedergelassenen gegenüber gewerblichen Trägern. 27 

 28 
Abstimmung: Einstimmig  
 

Antrags-Nr.: 1 
zu TOP: 7 
 


